Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1895 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

In das Gesetz zur Förderung der Energie- 
wirtschaft (Energiewirtschaftsgesetz) vom 
13. Dezember 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1451) 
wird folgender neuer § 5 a eingefügt: 

5 a 

(1) Die Energieversorgungsunternehmen 
sind verpflichtet, der obersten Landes- 
behörde alle Preise und sonstigen Bedingun- 
gen, zu denen sie Energie an Dritte zu lie- 
fern verbindlich verpflichtet sind oder ohne 
verbindliche Verpflichtung liefern, sowie 
Name und Anschrift derjenigen, gegenüber 
denen Energiepreise verbindlich vereinbart 
sind oder angewendet werden, zur Eintra- 
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gung In ein öffentliches Register mitzuteilen. 
Ausgenommen sind Energiepreise und Bedin- 
gungen, die ?emäß 5 b dieses Gesetzes öffent- 
lich bekanntzugeben sind. 

(2) Vereinbaruneen von Energieversor- 
gungsunternehmen über Energiepreise, die 
nicht gemäß Absatz 1 der obersten Landes- 
behörde mitgeteilt sind, sind unwirksam. ‘‘ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung In Kraft. 


Ollenhauer und Fraktion 



